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In juristischen Fachkreisen wurde das Urteil äußerst zwiespältig
aufgenommen. Von Klimaaktivisten und „Umweltschutzverbänden“ wurde es
bejubelt.

Möglicherweise ein gefährliches zweischneidiges Schwert, welches die
Demokratie gefährdet.

Ich habe von einer KI dieses Urteil analysieren lassen. Welche Dokumente
habe ich für die Analyse verwendet?

Das Urteil

Pressemitteilung des Bverfg

Die Analyse habe ich von ChatGpt, Gemini und Deepseek durchführen
lassen.

Vorbemerkung, eine KI ist nicht wirklich intelligent. Eine KI ist ein
Datenanalysetool. Und das kann die KI sehr gut.

Nun hier das Ergebnis der befragten KIs zur Frage im Titel  dieses
Beitrags.

Die Pressemitteilung Nr. 31/2021 des Bundesverfassungsgerichts vom 29.
April 2021 befasst sich mit den Verfassungsbeschwerden gegen das
Klimaschutzgesetz (KSG) und erklärt diese teilweise für erfolgreich. Das
Gericht stellt fest, dass die Regelungen des KSG für die Zeit nach 2030
unzureichend sind und fordert den Gesetzgeber auf, bis zum 31. Dezember
2022 detailliertere Bestimmungen zur Reduktion von
Treibhausgasemissionen für die Zeiträume nach 2030 zu erlassen.

Kritische Analyse:

Verfassungsrechtliche Verankerung des Klimaschutzes: Das1.
Bundesverfassungsgericht leitet aus Artikel 20a des Grundgesetzes
eine staatliche Verpflichtung zum Klimaschutz ab. Diese
Interpretation betont die Bedeutung des Umweltschutzes als
Staatsziel. Allerdings könnte argumentiert werden, dass das Gericht
hier eine aktive Rolle in der politischen Willensbildung übernimmt,
die traditionell dem Gesetzgeber vorbehalten ist. Die richterliche
Konkretisierung von Staatszielen könnte als Überschreitung der
judikativen Kompetenzen kritisiert werden.
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https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/03/rs20210324_1bvr265618.html?nn=68080
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Intertemporale Freiheitssicherung: Das Gericht betont, dass die2.
aktuellen Regelungen des KSG zukünftige Generationen
unverhältnismäßig belasten könnten, da notwendige
Emissionsreduktionen in die Zukunft verschoben werden. Diese
Argumentation der „intertemporalen Freiheitssicherung“ ist
innovativ, wirft jedoch Fragen auf:

Justiziabilität: Inwieweit können potenzielle zukünftige
Freiheitsbeschränkungen heute justiziabel gemacht werden?
Demokratische Legitimation: Durch die Vorgabe konkreter
Handlungsziele für zukünftige Gesetzgeber könnte die
demokratische Entscheidungsfindung zukünftiger Parlamente
eingeschränkt werden.

Vorgabe konkreter Gesetzgebungsfristen: Die Anordnung an den3.
Gesetzgeber, bis zum 31. Dezember 2022 detaillierte Regelungen für
die Zeit nach 2030 zu treffen, stellt eine direkte Einflussnahme auf
den legislativen Prozess dar. Dies könnte als Eingriff in die
Gewaltenteilung interpretiert werden, da das Gericht hier nicht nur
verfassungsrechtliche Mängel aufzeigt, sondern auch konkrete Fristen
für deren Behebung setzt.

Fehlende Berücksichtigung internationaler Aspekte: Obwohl das4.
Gericht das Pariser Abkommen als Referenz heranzieht, bleibt unklar,
wie internationale Verpflichtungen und die globale Natur des
Klimawandels in die nationale Gesetzgebung integriert werden sollen.
Die alleinige Fokussierung auf nationale Maßnahmen könnte die
Komplexität des globalen Problems unzureichend abbilden.

Praktikabilität und Umsetzbarkeit: Die Forderung nach konkreten5.
Reduktionszielen und -pfaden erfordert detaillierte
wissenschaftliche und ökonomische Analysen. Es ist fraglich, ob das
Bundesverfassungsgericht die notwendige Expertise besitzt, um solche
spezifischen Vorgaben zu machen, und ob diese in der Praxis
umsetzbar sind.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das Bundesverfassungsgericht mit
diesem Beschluss Neuland betritt, indem es den Klimaschutz als
verfassungsrechtliche Verpflichtung konkretisiert und zukünftige
Gesetzgebungsprozesse beeinflusst. Dies wirft grundlegende Fragen zur
Rolle des Gerichts, zur Gewaltenteilung und zur demokratischen
Legitimation auf.

Ich bin kein Jurist, aber aus diesem Urteil kann man auf andere
Schutzbedürftige hinweisen.

In dem Zusammenhang möchte ich noch auf ein anderes Urteil des BVerfg
hinweisen. Das Flugzeugurteil.



Abschussermächtigung im Luftsicherheitsgesetz nichtig

§ 14 Abs. 3 Luftsicherheitsgesetz (LuftSiG), der die
Streitkräfte ermächtigt, Luftfahrzeuge, die als Tatwaffe gegen
das Leben von Menschen eingesetzt werden sollen, abzuschießen,
ist mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig. Dies entschied
der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts mit Urteil vom
15. Februar 2006. Für die Regelung fehle es bereits an einer
Gesetzgebungsbefugnis des Bundes. Art. 35 Abs. 2 Satz 2 und
Abs. 3 Satz 1 GG, der den Einsatz der Streitkräfte bei der
Bekämpfung von Naturkatastrophen oder besonders schweren
Unglücksfällen regelt, erlaube dem Bund nicht einen Einsatz der
Streitkräfte mit spezifisch militärischen Waffen.

Im Analysieren von Daten ist KI tauglich. KI ist ein Tool, man muss es
nur richtig bedienen.

Ich bedanke mich für Deine Aufmerksamkeit und teile den Artikel bei X,
Facebook u.a.
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